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Muster Verfügung - Verzicht auf Massnahmen unter dem Alarmwert

<< Absender >> 

<< Betreff >> 

V E R F Ü G U N G

<< ev. Kurztitel >>

Verzicht auf Kostenbeteiligung für Schallschutzmassnahmen an Gebäuden mit Immissionsgrenzwert-Überschreitungen gemäss Art. 10 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Lärmsanierung der Eisenbahnen (BGLE; SR 742.144)

RECHTSGRUNDLAGE
Das Bundesgesetz über die Lärmsanierung der Eisenbahnen (BGLE) vom 24. März 2000 verlangt die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte bei den Gebäuden entlang der Eisenbahnen. Wo dies - wie im vorliegenden Fall - mit Lärmschutzmassnahmen an der Quelle (z.B. Sanierung des Rollmaterials) oder auf dem Ausbreitungsweg (z.B. Lärmschutzwände) wegen unverhältnismässigen Kosten oder überwiegenden Interesssen nicht möglich ist, gewährt die Vollzugsbehörde Erleichterungen. 

Können bei Eisenbahnanlagen wegen gewährten Erleichterungen die Alarmwerte nicht eingehalten werden, sind die Eigentümer von bestehenden Gebäuden verpflichtet, lärmempfindliche Räume mit geeigneten Massnahmen gegen Schall zu dämmen (BGLE Art.10.1). Der Bund stellt die benötigten Mittel zur Verfügung.

Sind die Immissionsgrenzwerte überschritten, so stellt der Bund denjenigen Eigentümern der bestehenden Gebäude, welche die Fenster von Räumen mit lärmempfindlicher Nutzung gegen Schall dämmen oder ähnliche bauliche Massnahmen treffen, 50 Prozent der Kosten zur Verfügung (BGLE Art.10.2).

Gemäss Bundesgesetz (BGLE) und Verordnung über die Lärmsanierung der Eisenbahnen (VLE) sorgen die Kantone für den Vollzug dieser Massnahmen. 

VERZICHT AUF LÄRMSCHUTZMASSNAHMEN

Gestützt auf die rechtskräftige Plangenehmigungsverfügung des Bundesamtes für Verkehr vom << Datum >> betreffend Lärmsanierung der Bahnlinie << Strecke >> in der Gemeinde << Gemeinde >> verfügt der Kanton << Kanton >>, vertreten durch << Stelle >> :

Der Gebäudeeigentümer verzichtet auf eine Kostenbeteiligung des Bundes für Schallschutzmassnahmen an Gebäuden (Art. 10.2 BGLE)  an der nachfolgend genannten Liegenschaft. Diese Verzichtserklärung beschränkt sich auf Massnahmen bei Gebäuden mit Immissionsgrenzwert-Überschreitungen.

Objektbeschrieb:

	Liegenschaft
	<< Adresse, PLZ, Ort >>

	Parzellen-Nr.
	<< Parzelle >>

	Eigentümer
	<< Name >>

<< Adresse >>

<< PLZ, Ort >>


RECHTSNACHFOLGE UND VERZICHT AUF WEITERE FORDERUNGEN
Verzicht auf Lärmschutzmassnahmen

Es wird festgestellt, dass die Eigentümerschaft der oben beschriebenen Liegenschaft ausdrücklich auf einen Kostenbeitrag zur Lärmsanierung im Sinne der erwähnten Rechtsgrundlagen verzichtet.

Wirkungen für einen allfälligen Rechtsnachfolger

Alle Rechte und Pflichten, die sich aus dieser Verfügung ergeben, werden auf allfällige Rechtsnachfolger übertragen mit der Verpflichtung zur Weiterübertragung (z.B. bei Handänderung der Liegenschaft).

RECHTSMITTEL

Gegen diese Verfügung kann innerhalb von << Anz. Tage >> Tagen nach Eröffnung mit schriftlicher Begrünung bei << zuständige Stelle >> Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde muss einen Antrag und dessen Begründung enthalten. Der angefochtene Entscheid ist beizulegen oder, wenn dies nicht möglich ist, zu bezeichnen. Ebenso sind die angerufenen Beweismittel zu bezeichnen und soweit möglich beizulegen. 
Beilagen:

1   Protokoll Vorprojekt 

2   Fragebogen mit Eigentümerentscheid

<< Ort, Datum >>

<< Behörde >>

<< Unterschrift >>
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